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 vertraulich 
 
An alle Fraktionen sowie  
Mitglieder des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau,  
Verkehr und Liegenschaften 
des Stadtrates der Landeshauptstadt Dresden 
 
über 
Herrn Oberbürgermeister 
Dirk Hilbert 
 

Landeshauptstadt Dresden 
Beigeordneter für Stadtentwick-
lung, Bau, Verkehr und Liegen-
schaften 

GZ: 
 
 
 
 
Datum:  
 

(GB 6)  
 
 
 
 
28. Mai 2025 

Festlegungen und Aufträge des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau, Verkehr und Liegen-
schaften aus der Sitzung am 7. Mai 2025 (SB/014/2025) 
Hier: TOP 11 Wiederaufbau der Carolabrücke - Grundsatzentscheidung zum Verfahren für einen 
zeitnahen, zeitgemäßen und zukunftsfähigen Brückenbau -V0339/25  
Beantwortung der Fragen von Stadtrat Stefan Engel 
 
 
Sehr geehrte Fraktionen sowie Mitglieder des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau, Verkehr 
und Liegenschaften, 
 
zu dem o. g. Auftrag kann ich Ihnen Folgendes mitteilen: 
 
1) „Von der Stadtverwaltung wird an verschiedenen Stellen vernünftigerweise von einem 
Baubeginn für die Carolabrücke im Jahr 2027 gesprochen. Wie ordnen sich die in der Vorlage 
benannten nächsten Verfahrensschritte (Beschluss Aufgabenstellung durch SB, Entscheidung 
über Vorzugsvariante inkl. Öffentlichkeitsbeteiligung, Baubeschluss) zeitlich ein und welche 
Risiken bestehen dabei?“ 
 
Die beigefügte Terminkette (siehe Anlage) spiegelt den in Bezug auf die gewählte Verfahrens-
weise kürzesten Ablauf wieder. Puffer für verzögerte (Gremien-) Entscheidungen, zusätzliche 
Untersuchungen, planerische Erkenntnisse sind nicht berücksichtigt. Zugleich werden derzeit 
noch verschiedene Verfahren verglichen, um den besten Weg zu finden, der sowohl rechtssicher 
als auch effizient ist. Dabei spielt die Diskussion über die Lösungsansätze eine entschiedene Rol-
le. Um Transparenz zu schaffen, sollen im kommenden Ausschuss für Stadtentwicklung, Bau, 
Verkehr und Liegenschaften die jeweiligen Verfahrensschritte und Risiken vorgestellt werden. 

2) „Welche Elemente bzw. Strukturen der Projektsteuerung sind angedacht, um zeitliche Ver-
zögerungen im Rahmen des weiteren Planungs- und Bauprozesses frühzeitig zu erkennen und 
entsprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen?“ 
 
Das Projektmanagement wird als Stabsstelle im Straßen- und Tiefbauamt direkt bei der Amtslei-
tung angesiedelt. Damit können Prozesse schneller eskaliert werden. Gute Erfahrungen hat das 
Straßen- und Tiefbauamt damit bereits bei der Projektsteuerung der Campuslinie gemacht. 
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3) „Für die Wahl des Verfahrensweges — Ersatzneubau statt Neubau mit Planverfahren — 
werden als Argumente vor allem die schnellere Realisierung (3 bis 6 Jahre früher) und die ge-
ringeren Kosten (mind. 28 Mio. Mehrkosten, zzgl. Behelfsbrücke + Mehrkosten Versorgungslei-
tungen) genannt. Welche Kalkulationen liegen diesen Werten konkret zugrunde?“ 
 
Die Mehrkosten ergeben sich lediglich aus der Kostenfortschreibung entsprechend dem Bau-
preisindex. Mehrkosten infolge geänderter Bauwerksentwürfe konnten nicht berücksichtigt 
werden, spielen aber aufgrund der erheblichen Unschärfe dieser ersten Kostenschätzung (ca. +/-
30 Prozent) keine Rolle. Für die Kosten Behelfsbrücke wurden die Kosten der Behelfsbrücke an 
der Albertbrücke, die Kostenschätzung Behelfsbrücke Bad Schandau und einer Behelfsbrücke i. 
A. des Senats Berlin gegenübergestellt und entsprechend bewertet. Die Mehrkosten der Versor-
ger beruhen auf deren Angaben für die unterschiedlichen Umsetzungsvarianten (Düker oder 
Mitbau) und der laufenden Unterhaltung von Provisorien. 
 
4) „Im vorliegenden Rechtsgutachten ist von einer kritischen 20 Prozent-Grenze bei der Ver-
breiterung eines Verkehrszuges im Rahmen eines Ersatzneubaus die Rede. Wie schätzt die 
Stadtverwaltung vor diesem Hintergrund die verfahrensrechtlichen Risiken eines normgerech-
ten 4-streifigen Neubaus (Anlage 4) in dreizügiger Form mit einer geschätzten Gesamtbreite 
von 41 Metern gegenüber einem Bestand von 34 Metern ein (Vergrößerung um 20,6 Pro-
zent)?“ 
 
Es wird insoweit eingeschätzt, dass eine Verbreiterung auf 41 Meter noch planverfahrensfrei 
möglich ist, solange dies ausschließlich auf Anpassungen zur Einhaltung aktueller Gesetze, Re-
gelwerke und technischer Standards etc. beruht. Eine Verbreiterung, die (auch) auf anderen 
Gründen fußt, wäre mit dem Risiko einer „erheblichen baulichen Änderung“ behaftet, die nicht 
mehr im Wege eines planverfahrensfreien Ersatzneubaus durchgeht. 

 
5) „Durch die vorliegenden Stellungnahmen der Schifffahrtsverwaltung und des Denkmal-
schutzes ergeben sich unabhängig vom gewählten Verfahrensweg erhebliche Festlegungen z.B. 
bei der Positionierung von Pfeilern oder bei der Gestaltung der Brücke (niedrige und schlanke 
Bauform). Wie groß sind vor diesem Hintergrund die tatsächlichen zusätzlichen Gestaltungs-
spielräume bei einem Neubau mit Planverfahren?“ 
 
Da das "Oben" und "Unten" aufgrund der v. g. Festlegungen im Wesentlichen bestimmt ist, er-
geben sich Handlungsspielräume tatsächlich nur in Bezug auf die Querschnittsbreite. Weitere 
gestalterische Elemente, wie Materialität, Geländergestaltung u. ä. müssen den geltenden Nor-
men und Vorschriften genügen, sind aber nicht planfeststellungsrelevant. 
 
6) „Welche Auswirkungen hätte die Wahl des Verfahrensweges „Neubau mit Planverfahren“ 
mit den damit verbundenen Mehrkosten im Hinblick auf den im Brückenfonds (beschlossene 
Änderung der Hauptsatzung) für die Carolabrücke vorgesehenen Mittelumfang?“ 
 
Mit dem Brückenfonds hat der Stadtrat für Abriss und Ersatzneubau der Carolabrücke ein 
Budget von 170,4 Millionen Euro beschlossen. Mehrkosten für einen Neubau mit Planverfahren 
wären durch einen weiteren Haushaltsbeschluss zu sichern. 
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7) „Welche verkehrlichen Überlegungen liegen den im Rechtsgutachten thematisierten Varian-
ten für einen Zweirichtungsradweg auf der Brücke und einer Mitnutzung der Straßenbahntras-
se durch den Busverkehr zugrunde?“ 
 
Auf Brücken ergibt sich regelmäßig ein Bedürfnis für Zweirichtungsradwege, da auf den Brü-
ckenköpfen erfahrungsgemäß die Querbarkeit eingeschränkt oder nicht möglich ist. Deshalb ist 
beim Neubau der Brücke zu prüfen, ob auf einer oder beiden Seiten ein Zweirichtungsradweg 
(vorzugsweise auf der Oberstromseite, welche beidseits eine Verbindung zum Elberadweg her-
stellt) errichtet werden kann.  
 

Im Rahmen der Bearbeitung des Dresdner Mobilitätsplans 2035+ werden außerdem Maßnah-
men zur Verbesserung des Pendlerverkehrs mit der Region um Dresden außerhalb der beste-
henden Schienenachsen untersucht. Dabei wird die Einführung eines Regionalbuskreuzes ge-
prüft, welches die Regionalbuslinien über das Dresdner Stadtzentrum in Form von zwei Linien 
durchbinden wird. Mit Einführung eines solchen Regionalbuskreuzes würde ein steigender Bus-
verkehr einhergehen, der auf der ÖPNV-Trasse entlang der St.-Petersburger-Straße und damit 
auch auf der Carolabrücke gebündelt werden könnte.   

 
8) „Welche (unterschiedlichen) überschlägigen Baukosten hat ein Bestandsneubau ohne Plan-
verfahren bei den verschiedenen in der Vorlage dargestellten Brückenbreiten (z.B. Bestands-
breite von 34 Meter vs. Verbreiterung auf 41 Meter)? Auf welche Breite beziehen sich die im 
Text Vorlagentext genannten 142 Mio Euro?“ 
 
Die Angaben beziehen sich auf den Bestandsquerschnitt. Moderate Verbreiterungen oder Einen-
gungen werden aufgrund der erheblichen Gründungskosten keinen wesentlichen Einfluss haben. 
Natürlich ist eine kleine Brücke für Fußgänger billiger und eine große für die maximal denkbare 
Verkehrsbelegung teurer; eine qualifizierte Kostenschätzung hierfür bedarf allerdings einer ers-
ten Planung. 
 
9) „In der Vorlage ist davon die Rede, dass geänderte Regelbreiten in den einschlägigen Re-
gelwerken zu einem erhöhten Flächenbedarf führen (bei gleichem Aufbau / gleicher Spurzahl). 
Welche konkreten Änderungen bzw. Bedarfe aus den Regelwerken sind dafür im Vergleich zur 
alten Carolabrücke verantwortlich?“ 
 
Die Dimensionierung und Gestaltung von Verkehrsanlagen erfolgt bundeseinheitlich auf Grund-
lage des durch die FGSV (Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen) Regelwerkes. 
Maßgeblich für innerstädtische Straßenräume sind neben der "RASt - Richtlinien zur Anlage von 
Stadtstraßen", verschiedene fachspezifische Empfehlungen (z. B. für Anlagen des ÖPNV, Radver-
kehrs, Fußverkehrs, Barrierefreiheit, etc.). Anpassungen bestehender Verkehrsanlagen an geän-
derte/aktualisierte technische Anforderungen sind Bestandteil eines Ersatzneubaus. 
 
Die bestehenden Verkehrsanlagen des Fuß- und Radverkehrs auf der Carolabrücke weisen funk-
tionale und verkehrssicherheitstechnische Mängel hinsichtlich der zur Verfügung stehenden 
Verkehrsraumbreite und erforderlicher Sicherheitsräume zu angrenzenden Verkehrsflächen auf. 
Dies betrifft sowohl die gemeinsame Führung von Fuß- und Radverkehr in Richtung Carolaplatz 
als auch die grenzmäßigen Verkehrsflächen in Richtung Rathenauplatz. Im Rahmen eines Brü-
ckenneubaus sind anforderungsgemäße Verkehrsanlagen für eine innerstädtische Radvorrang-
route (IR III, Wegweisungsnetz) in funktionaler Trennung vom Fußverkehr und eine (möglichst) 
barrierefreie Anbindung an den Elberad- und -wanderweg für Fuß- und Radverkehr umzusetzen. 
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Entsprechende Maßnahmen sind im Radverkehrskonzept enthalten (RVK Nr. 59, 907 und 908). 
Die konkrete Dimensionierung der Verkehrsanlagen hängt von der Wahl der Radverkehrsfüh-
rung (fahrbahn- bzw. seitenraumgeführt) und der baulichen Brückengestaltung (Sicherheitsräu-
me zu angrenzenden Verkehrsräumen, Brückenkappen, Einbauten, Straßenabläufen, etc.) ab. 

Mit freundlichen Grüßen 

Stephan Kühn 

Anlage 



Nr. VorgangsmodusVorgangsname Dauer Anfang Ende

1 1 Entscheidung Stadtrat 0 Tage Fre 20.06.25 Fre 20.06.25

2 2 Variante 0 1448 Tage? Fre 09.05.25 Die 26.11.30

3 2.1 Aufgabenstellung und Vertragsbindung PS VgV 40 Tage Fre 09.05.25 Don 03.07.25

4 2.1.1 - Eckpunkte Aufgabenstellung, Übermittlung an ASBVL eine Woche vor der 2. Lesung 8 Tage Fre 09.05.25 Die 20.05.25

5 2.1.2 - Aufgabenstellung, Angebotsabfrage, Beauftragung PS VgV 15 Tage Mit 21.05.25 Die 10.06.25

6 2.1.3 - Projekt- und Verfahrensvorbereitung 15 Tage Mit 11.06.25 Die 01.07.25

7 2.1.4 - Ausformulierung Aufgabenstellung 10 Tage Fre 20.06.25 Don 03.07.25

8 2.2 Teilnahmewettbewerb (8-10 Wochen) 105 Tage Don 03.07.25 Don 27.11.25

9 2.2.1 - Veröffentlichung EU-weite Bekanntmachung für Architektur- und Ingenieurbüros, 0 Tage Don 03.07.25 Don 03.07.25

10 2.2.2 - Bewerbungsfrist (mind. 30 K-Tage) 18 Tage Fre 04.07.25 Die 29.07.25

11 2.2.3 - Sichtung und Eignungsprüfung der Bewerbungen (14 K-Tagen) 12 Tage Mit 30.07.25 Don 14.08.25

12 2.2.4 - Auswahl von geeigneten Bewerbern (z. B. 3-5 Büros) 5 Tage Fre 15.08.25 Don 21.08.25

13 2.2.5 - ausgewählte Bewerber erhalten detaillierte Aufgabenstellung und Bewertungskriterien10 Tage Fre 22.08.25 Don 04.09.25

14 2.2.6 Angebotsphase mit Lösungsansätzen auf Basis Lph1/2 (min 45 K-Tage) 60 Tage Fre 05.09.25 Don 27.11.25

15 2.3 Bewertung der Lösungsansätze (etwa 3 Wochen) 83 Tage Fre 28.11.25 Die 24.03.26

16 2.3.1 - strukturierter Vergleich mehrerer Vorschläge 5 Tage Fre 28.11.25 Don 04.12.25

17 2.3.2 - Information/Beteiligung Öffentlichkeit 30 Tage Fre 05.12.25 Don 15.01.26

18 2.3.3 - Sitzung Auswahlgremium oder Jury 3 Tage Fre 16.01.26 Die 20.01.26

19 2.3.4 - Ausfertigung und Prüfung finales Angebot (10 + 5 Tage) 15 Tage Mit 21.01.26 Die 10.02.26

20 2.3.5 Zuschlag Wirtschaftsausschuß (n. erf. da bei Auswahl beteiligt) 30 Tage Mit 11.02.26 Die 24.03.26

21 2.4 Zuschlag und Vertragsabschluss (etwa 1-2 Wochen) 10 Tage Mit 25.03.26 Die 07.04.26

22 2.5 Planung LPH3+4 180 Tage Mit 25.03.26 Die 01.12.26

23 2.5.1 Planung LPH3+4 90 Tage Mit 25.03.26 Die 28.07.26

24 2.5.2 SR Beschluss (Bau) 30 Tage Mit 29.07.26 Die 08.09.26

25 2.5.3 Genehmigungsprozess/Unterbleibensbescheid/Klärung Finanzierung 90 Tage Mit 29.07.26 Die 01.12.26

26 2.6 Vergabeverfahren Bau inkl. LP 5 -9 (1-stufig offen EU-weit) 225 Tage Mit 02.12.26 Die 12.10.27

27 2.6.1 Vorbereitung und Abstimmung mit Vergabestelle 60 Tage Mit 02.12.26 Die 23.02.27

28 2.6.2 Angebotsphase 90 Tage Mit 24.02.27 Die 29.06.27

29 2.6.3 Angebotsauswertung 30 Tage Mit 30.06.27 Die 10.08.27

30 2.6.4 Vergabeentscheidung durch Stadtrat (ASBVL) 30 Tage Mit 18.08.27 Die 28.09.27

31 2.6.5 Angebotsverhandlung / Beauftragung AN Bau 10 Tage Mit 29.09.27 Die 12.10.27

32 2.7 Bauausführung inkl. Ausführungsplanung 800 Tage Mit 03.11.27 Die 26.11.30

33 2.8 Teilinbetriebnahme Verkehr+Fernwärme eines Zuges 0 Tage Mit 12.12.29 Mit 12.12.29

34 2.9 Gesamtinbetriebnahme 0 Tage Die 26.11.30 Die 26.11.30

35

36 2.10 Baumaßnahmen Königsbrücker 979 Tage? Mit 01.04.26 Mon 31.12.29

37 2.10.1 Königsbrücker Süd 04/26 - 12/29 979 Tage? Mit 01.04.26 Mon 31.12.29

38 2.10.2 B0009 - Brücke Königsbrücker 06/2027 bis 03/2029 501 Tage? Don 01.04.27 Don 01.03.29

20.06

03.07

12.12

26.11

A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A
Hälfte 1, 2025 Hälfte 2, 2025 Hälfte 1, 2026 Hälfte 2, 2026 Hälfte 1, 2027 Hälfte 2, 2027 Hälfte 1, 2028 Hälfte 2, 2028 Hälfte 1, 2029Hälfte 2, 2029 Hälfte 1, 2030 Hälfte 2, 2030 Hälfte 1, 2031

Vorgang

Unterbrechung
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Externe Vorgänge
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